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Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 15. Februar 2017 folgendes Gesetz beschlossen: 

Gesetz 
zur Bewertung, Darstellung und Schaffung von Transparenz von Ergebnissen amtli­

cher Kontrollen in der Lebensmittelüberwachung (Kontrollergebnis-Transparenz­
Gesetz - KTG) 





Gesetz 
zur Bewertung, Darstellung und Schaffung von Transparenz von Ergebnissen amtli­

cher Kontrollen in der Lebensmittelüberwachung (Kontrollergebnis-Transparenz­
Gesetz - KTG) 

§1 
Gesetzeszweck, Anwendungsbereich, zuständige Behörde 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, Verbraucherinnen und Verbrauchern die Ergebnisse von 
Kontrollen der amtlichen Lebensmittelüberwachung (amtliche Kontrollen) nach Artikel 3 Ab­
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
29. April 2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und 
Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz (ABI. L 165 
vom 30.4.2004, S. 1, L 191 vom 28.5.2004, S. 1), die zuletzt durch Verordnung (EU) Nr. 
652/2014 (ABI. L 189 vom 27.6.2014, S. 1) geändert worden ist, in verständlicher Form leicht 
zugänglich (transparent) zu machen. Dazu werden die Ergebnisse amtlicher Kontrollen gemäß 
den Vorschriften dieses Gesetzes nach einheitlichen Beurteilungsmerkmalen ermittelt, bewer­
tet, dargestellt und transparent gemacht. 

(2) Die Vorschriften des Gesetzes gelten für alle Lebensmittelbetriebe, bei denen im Rahmen 
der regelmäßigen amtlichen Kontrolle zur Ermittlung der risikoorientierten Kontrollfrequenz alle 
Beurteilungsmerkmale nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 überprüft werden. Die Vorschriften dieses 
Gesetzes gelten nicht für die Ergebnisse amtlicher Kontrollen in Betrieben der Primärproduk­
tion. 

(3) Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist die für die Lebensmittelüberwachung 
zuständige Kreisordnungsbehörde. 

§2 
Grundlagen der Bewertung 

(1) Die Ergebnisse amtlicher Kontrollen 

1. werden auf der Grundlage risikobasierter oder von Amts wegen durchgeführter amtlicher 
Kontrollen von Betrieben nach den Beurteilungsmerkmalen gemäß Nummer 2 und nach 
einheitlichen Beurteilungskriterien gemäß § 3 ermittelt, 

2. erstrecken sich auf die Beurteilungsmerkmale 

a) Zuverlässigkeit des Lebensmittelunternehmers, jeweils bezogen auf die Bereiche der 
Einhaltung der lebensmittelrechtlichen Bestimmungen und der Rückverfolgbarkeit, 

b) Verlässlichkeit der Eigenkontrollen, jeweils bezogen auf die Bereiche HACCP-Ver­
fahren, Untersuchungen von Produkten und Temperatureinhaltung, 

c) Hygienemanagement, jeweils bezogen auf die Bereiche bauliche Beschaffenheit, 
Reinigung und Desinfektion, Personalhygiene, Produktionshygiene und Schädlings­
bekämpfung und 

3. werden nach § 4 beurteilt und nach § 5 bewertet. 

(2) Bis zur Durchführung der ersten amtlichen Kontrolle nach Inkrafttreten des Gesetzes kann 
der Lebensmittelunternehmer bei der zuständigen Behörde beantragen, das Kontrollergebnis 
nach Aktenlage auf der Grundlage der letzten amtlichen Kontrolle zu ermitteln. 
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§3 
Beurteilungskriterien 

Die Beurteilungsmerkmale nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 werden an hand der Beurteilungskri­
terien gemäß den Anlagen 1 bis 3 zu diesem Gesetz überprüft. 

§4 
Beurteilung 

(1) Die Beurteilung der bei der amtlichen Kontrolle getroffenen Feststellungen zu den in § 2 
Absatz 1 Nummer 2 genannten Beurteilungsmerkmalen erfolgt in Form von Beurteilungsstu­
fen, denen die folgende Beurteilung durch Punkte zugeordnet wird: 

Beurteilungs- 1 2 3 4 5 
stufe 
Beurteilung sehr gut gut zufriedenstellend ausreichend nicht ausreichend 
Punkte § 2 0 2 4 6 8 
Nummer 2 
Buchstabe a 
Punkte § 2 0 6 12 18 25 
Nummer 2 
Buchstabe b 
Punkte § 2 0 12 20 30 40 
Nummer 2 
Buchstabe c 

(2) Die zuständige Behörde dokumentiert die Beurteilung in schriftlicher oder elektronischer 
Form entsprechend des Beurteilungsbogens nach Anlage 4 zu diesem Gesetz oder in ver­
gleichbarer Form. 

§5 
Bewertung 

Zur Ermittlung des Kontrollergebnisses wird die Summe der Punkte gemäß § 4 Absatz 1 zu 
den Beurteilungsmerkmalen gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 gebildet und bewertend folgenden 
drei Ergebnisstufen zugeordnet: 

o - 36 Punkte: "Anforderungen erfüllt" 
keine oder wenige geringfügige Mängel festgestellt 

37 - 54 Punkte: "Anforderungen teilweise erfüllt" 
mehrere geringfügige oder einzelne schwerwiegende Mängel festgestellt 

55 - 73 Punkte: "Anforderungen unzureichend erfüllt" 
mehrere schwerwiegende Mängel festgestellt. 

§6 
Darstellung des Kontrollergebnisses 

(1) Die Darstellung des Kontrollergebnisses erfOlgt in Form eines Balkendiagramms, das die 
Ergebnisstufen nach § 5 abbildet. Den Ergebnisstufen werden die Farben Grün ("Anforderun­
gen erfüllt"), Gelb ("Anforderungen teilweise erfüllt") und Rot ("Anforderungen unzureichend 
erfüllt") zugeordnet. Die nach § 5 ermittelte Gesamtpunktzahl wird in Relation zur maximal 
möglichen Punktzahl gesetzt und im Balkendiagramm mit einem Pfeil markiert. Unter dem 
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aktuellen Balkendiagramm werden die Beurteilungsmerkmale gemäß § 2 Absatz 1 Nummer 2 
und deren Beurteilung in Textform aufgeführt. 

(2) Die zuständige Behörde erstellt unter Verwendung des in Anlage 5 zu diesem Gesetz auf­
geführten Musters ein Dokument (Kontroll barometer) , das die Anschrift der zuständigen Be­
hörde, die Anschrift der Betriebsstätte und den Namen des verantwortlichen Lebensmittelun­
ternehmers sowie die in Absatz 1 aufgeführten Angaben enthält. In dem Kontrollbarometer 
sind neben dem aktuellen Kontrollergebnis noch die Ergebnisse der drei nach Ablauf der in § 
11 Absatz 1 Satz 2 genannten Frist vorhergehend erfolgten amtlichen Kontrollen unter Nen­
nung des jeweiligen Kontrolldatums aufzuführen. Das Dokument ist mit dem Siegel der zu­
ständigen Behörde zu versehen. 

§7 
Information über das Kontrollergebnis 

Die zuständige Behörde stellt dem Lebensmittelunternehmer das Kontrollbarometer nach § 6 
Absatz 2 in schriftlicher Form zur Verfügung. Bevor das Kontrollbarometer dem Lebensmittel­
unternehmer zur Verfügung gestellt wird, hat ihm die zuständige Behörde Gelegenheit zu ge­
ben, sich zu dem Kontrollergebnis und zu den das Ergebnis tragenden erheblichen Tatsachen 
zu äußern. § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung gilt entsprechend. Eine Anhörung ist nicht erforderlich, wenn der Lebens­
mittelunternehmer darauf verzichtet. Die Durchführung einer mündlichen Anhörung oder der 
Verzicht darauf sind in den Akten zu vermerken. 

§8 
Transparentmachung des Kontrollbarometers 

(1) Der Lebensmittelunternehmer ist verpflichtet, das Kontrollbarometer nach Maßgabe der 
Absätze 2 und 3 unverzüglich nach Erhalt für Verbraucherinnen und Verbraucher zugänglich 
zu machen. Die zuständige Behörde hat die Kontrollergebnisse unter Nennung des Lebens­
mittelunternehmers und der Betriebsstätte über das Internet oder in sonstiger geeigneter 
Weise öffentlich zugänglich zu machen. 

(2) Bei Betrieben, die unmittelbar an den Endverbraucher abgeben, hat der Lebensmittelun­
ternehmer das Kontrollbarometer an oder in der Nähe der Eingangstür oder an einer vergleich­
baren, für die Verbraucherin oder den Verbraucher unmittelbar vor Betreten der Betriebsstätte 
von außen gut sichtbaren Stelle anzubringen. Das Kontrollbarometer ist vor Verschrnutzung 
und Beschädigung zu schützen. Ist das Kontrollbarometer verändert, beschädigt, unleserlich 
oder entfernt worden, hat der Lebensmittelunternehmer bei der zuständigen Behörde unver­
züglich die Ausstellung eines neuen Kontrollbarometers zu beantragen. 

(3) Für Betriebsstätten, in denen Lebensmittel nicht oder überwiegend nicht unmittelbar an den 
Endverbraucher abgeben werden, hat der Lebensmittelunternehmer das Kontrollbarometer 
unverändert, vollständig und für die Verbraucherin oder den Verbraucher leicht auffindbar auf 
seiner Internetseite zu veröffentlichen. 

(4) Der Lebensmittelunternehmer darf die Abbildung des Kontrollbarometers nur vollständig 
zu anderen Zwecken verwenden. Abweichungen in der Größe der Abbildung sind dabei zu­
lässig. 

(5) Ein Kontrollbarometer verliert seine Gültigkeit, sobald der Lebensmittelunternehmer von 
der zuständigen Behörde ein neues Kontrollbarometer erhalten hat sowie bei einem Wechsel 
des verantwortlichen Lebensmittelunternehmers oder bei wesentlichen Veränderungen der 
Betriebsstätte, die der Unternehmer der zuständigen Behörde entsprechend den Vorgaben 
des Artikels 6 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom April über Lebensmittelhygiene L 1 vom 1, L vom 
25.6.2004, S. 3, L 46 vom 21.2.2008, S. 51, L vom 3.3.2009, 3), die zuletzt durch die 
Verordnung (EG) Nr. 219/2009 (ABI. L vom .3.2009, S. 109) geändert worden ist, mitzu-
teilen hat. Der Lebensmittelunternehmer ist verpflichtet, ein ungültiges Kontrollbarometer aus 
der Betriebsstätte und aus seiner Internetpräsenz zu entfernen sowie die Verwendung zu an­
deren Zwecken nach Absatz 4 zu beenden. 

§9 
Zusätzliche amtliche Kontrolle 

(1) Auf Antrag des Lebensmittelunternehmers soll die zuständige Behörde innerhalb von sechs 
Wochen unangekündigt eine zusätzliche, kostenpflichtige amtliche Kontrolle durchführen, 
wenn das Kontrollergebnis nach § 5 der Ergebnisstufe "Anforderungen teilweise erfüllt" oder 
"Anforderungen unzureichend erfüllt" zugeordnet wurde. Satz 1 gilt nicht, wenn das Kontroll­
ergebnis der zusätzlichen amtlichen Kontrolle oder einer amtlichen Nachkontrolle der Ergeb­
nisstufe "Anforderungen teilweise erfüllt" oder "Anforderungen unzureichend erfüllt" zugeord­
net wurde. 

(2) Soweit das Ergebnis der amtlichen Kontrolle eines Betriebes, der bei der vorhergehenden 
amtlichen Kontrolle mit "Anforderungen erfüllt" bewertet wurde, erstmalig zu einer Bewertung 
"Anforderungen unzureichend erfüllt" im Sinne von § 5 führt und der verantwortliche Lebens­
mittelunternehmer danach unverzüglich einen Antrag auf Durchführung einer zusätzlichen 
amtlichen Kontrolle stellt, wird abweichend von § 6 Absatz 1 nur das Ergebnis der zusätzlichen 
amtlichen Kontrolle in dem Kontrollbarometer abgebildet. 

§ 10 
Anordnungsbefugnis 

Die zuständige Behörde kann die notwendigen Anordnungen und Maßnahmen treffen, zur 
Beseitigung festgestellter Verstöße oder zur Verhütung künftiger Verstöße gegen Vorschriften 
dieses Gesetzes erforderlich sind. 

§11 
Inkrafttreten, Übergangsregelung, 

Evaluation, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft. § 6 
Absatz 2 Satz 2, § 7 Satz 2 bis 5, § 8 Absatz 1 bis 3 sowie § 9 treten am [einsetzen: Datum 
des ersten Tages des sechsunddreißigsten auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgenden 
Kalendermonats] in Kraft. 

(2) Bis zum [einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsunddreißigsten auf das inkrafttreten 
dieses Gesetzes folgenden Kalendermonats] stellt die zuständige Behörde dem lebensmittei­
unternehmer zusätzlich zu dem Kontrollbarometer, wie es in Anlage 5 aufgeführt ist, unter 
Verwendung des in Anlage 6 zu diesem Gesetz aufgeführten Musters eine weitere Ausferti­
gung des Kontrollbarometers zur Verfügung. Bei weiteren Ausfertigung wird die Farbe der 
Ergebnisstufe, der im Einzelfall das Kontrollergebnis zugeordnet wird, deutlich erkennbar her-

Lebensmittelunternehrner Kontrollbarometer zugänglich 
er dafür ihm zur Verfügung vervven-
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(4) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 15. Februar 2017 

Carina Gödecke 
Präsidentin 
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Anlage 2 
(zu § 2 Nummer 2 Buchstabe b, § 3) 

Beurteilungskriterien zur Verlässlichkeit der Eigenkontrollen 

Beurteilungsmerkmal BeurteIlungskriterien 

1. HACCP-Verfahren Beurteilung des HACCP-Konzeptes: 
1. Qualität, Vollständigkeit und Funktionstüchtigkeit 

(Gefahrenanalyse, Bestimmung von Kontrollpunkten (CP) und 
kritischen KontrOllpunkten (CCP), Festlegung von Grenzwerten, 
Festlegung von Verfahren zur Kontrolle von kritischen 
Kontrollpunkten, Maßnahmen bei Abweichung von den 
festgelegten Grenzwerten, Verifizierung) 

2. Umfang 

3. Aktualisierung 

4. Dokumentation 

2. Untersuchung von Produkten Beurteilung der 
1. Qualität der Wareneingangskontrolle und UntersUChung von 

Ausgangsmaterial 

2. Qualität der Untersuchungen des Betriebes zur Überprüfung der 
Einhaltung gesundheitsschutzrechtlicher Anforderungen 
(Untersuchungspläne für Ausgangsstoffe/Zutaten, 
Behandlungsstoffe, Zwischenprodukte, Endprodukte, 
Bedingungen, bei denen Lebensmittel behandelt oder gelagert 
werden, Trinkwasserqualität) 

3. Qualität der Untersuchungen des Betriebes zur Überprüfung der 
Einhaltung täuschungsschutzrechtlicher Anforderungen 
(End produkt) 

4. Dokumentation 

3. Temperatureinhaltung Beurteilung der 
(Kühlung) 1. Qualität der Einhaltung der Kühltemperaturen und der Kühlkette 

bei kühlpflichtigen Lebensmitteln 

2. Überprüfung der Temperaturen und Temperaturmessgeräte 

3. Dokumentation 

LKß Anlage 2 EigenkoDIroIlen.docx 
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Anlage 3 
(zu § 2 Nummer 2 Buchstabe c, § 3) 

Beurteilungskriterien zum Hygienemanagement 

Beurteilungsmerkmale Beurteilungskriterien 

1. Bauliche Beschaffenheit Beurteilung der 

1. Betriebsstruktur, Ausstattung (Wände, Decken, Fußboden, 

Beleuchtung, Belüftung, Handwaschbecken), Kühlkapazität, 

Abwasserabfluss, Anlagen 

2. Qualität der laufenden Instandhaltungsmaßnahmen 

2. Reinigung und Desinfektion Beurteilung der 

1. Effektivität der Reinigung (Mittel, Intervall, Maßnahmen bei 

Abweichungen, Erfolgskontrolle ) 

2. Effektivität der Desinfektion (Mittel, Intervall, Maßnahmen bei 

Abweichungen, Erfolgskontrolle) 

3. Dokumentation 

3. Personalhygiene Beurteilung der 

1. Qualität des Hygienebewusst8eins der Mitarbeiter 

2. Schutzkleidung 

3. Maßnahmen bei Erkrankungen 

4. Dokumentation 

4. Produktionshygiene Beurteilung von 

1. Organisation der Produktion 

2. Schutz vor nachteiliger Beeinflussung 

3. Abfallbeseitigung 

5. Schädlingsbekämpfung Beurteilung der 

1. Effektivität der Schädlingsbekämpfungsmaßnahmen (Auswahl und 

Lage der Köder, Oberprüfungsintervall, Maßnahmen bei Befall) 

2. Dokumentation 

LKB Anlage 3 Hygiene.docxx 
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Anlage 6  

(zu § 11 Absatz 2) 
 
 

Information über Ergebnisse von Betriebskontrollen 
der amtlichen Lebensmittelüberwachung 

 
Anschrift zuständige Behörde 
     
     
     
      
 
 
 
 

Kontrollbarometer 
 
 

letztes Kontrollergebnis vom: 15.01.2017 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

        
Siegel Behörde 

        
 
 
 
 

Anschrift Betrieb   
     
     
     
verantwortl. Lebensmittelunternehmer: 

Zuverlässigkeit des Unternehmers zufriedenstellend 
Verlässlichkeit der Eigenkontrollen gut 
Hygienemanagement gut 
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einheitlichen Beurteilungsmerkmalen ~n'YUI1'Qln rl!"'!1.!1JI"InI=H'I 
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von bislang verwendeten .... """'am."!!> KontroUe zur Risikoein­
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von bis ZU 20 Minuten kommen •. Es YArd davon ausgegangen, dass dieser 
Aufwand bei 10% der BetrtebSkontrolien anMIIt. Bei allen Ubrigen Betriebs,..· 
kontrollen wird ein angem .. ener zusltzricher DIskussionsaufwand von 5 MI­
nuten zu Grunde gelegt. 

Uneinigkeit besteht zwischen den kommunalen Spitzenverbinden und dem' 
MKUlNV Ober die Frage. ob durch das neue Gesetz das VTer-Augen-Prlnzlp 
in gl'ÖßeremUmfang afs bisher zur Anwendung kommen muss. Die Verbinde 
beftlrchten, da. in Anbetracht der bezweckten VefCftentfichung des Kontroll­
ergebnisses (nach Abtauf der 38-monatigen EinfOhrungsphase) die. Neigung 
der Unternehmer steigen :werde. Ober die Farbelnstufung oder zumindest Ober 
die Punktevergabe zu diskutieren und das Kon1rollpersonal unter Druck zu 
setzen. Dies e"ordere in einer weitaus großeren Zahl von Falen den Einsa1z 
mindestens zweier Kontronpersonen, was zu einem entsprechend. höheren 
Aufwand fOhre. Nach Auffassung des Ministeriums ist dagegen - unter Be.., 
rQcksichtigung der aus dem Pilotprojekt .KOBRA- In BIerefeld und Duisburg 
gewonnenen positiven Erfahrungen zu erwarten. dass die Einführungsphase 
zu einem hohen Maß an Akzeptanz des Kontroltbarometers unter den Unter­
nehmern fOhren 'Nird. $Q dass. auch wenn es in EinzelfIlIen gelegentlich nOis­
kussionsbedarf' geben mag, die Anwendung des Vier-Augen-Prinzips auch in 
der .verbindllchen" zweiten Phase des VoQzugs des KTG nicht hAufiger als b&­
reits jetzt schon erfolderlichwlrd. MKUlNV Ist Im Obrigen grundsItzlich der 
Ansicht, dass vo!" Kontrollpersonal erwartet werden kaM, psychologischem 
Druck und eventualen Konuptionsversuchen von Seiten der Untemehmerzu 
widerstehen. NötigenflUs Yi1rd sich das land dafür einaetten, diesbezOglich 
Schulung6- und FortbikJungsmOglichkeiten zu verbessern. Es erscheint hin­
gegen nicht notwendig, fllr den allgemeinen Voflzugsaufwand des ~s 
das Vaer-Augen-Prinzip in größerem Umfang als bisher anzuwenden. 

d) Bevor das Kontrollbarometer dem Lebensmitteluntemehmer zur VerfOgung " 
gestellt wird bzw. vor Veröffentlichung des Koritrotlergebnisses durchdte Be­
hörde hat die zuständige BehOrde - nach Ablauf der freiwiUlgen 36-monatigen 
Phase - dem Unternehmer gemäß § 7 Satz 2 Gelegenheit zu geben. sich zu 
dem. Kontrollergebnis und zu den das Ergebnis tragenden erheblichen Tatsa­
ehen zu lußem. Diese AnhOrung kann mOndfich erfolgen. Cer lebensmlttef.. 
unternehmer kann auf die Anhörung verzichten. 

Aufwand: FOr die Erstellung des AnhOrungsschreibens: sehr gering. da die Er­
steUung des Dokuments EOV-gestotzt unter Verwendung der Daten aus dem 
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BaM-System erfolgt. Die AuSeinandersetzung mit den im Rahmen der Anhö­
rung vorgebrachten Argumenten und eine ggf. erforderliche Rückmeldung an 
den Lebensmittelunternehmer kann im Einzelfall einen höheren Aufwand von 
etwa 30 Minuten verursachen. Die Auseinandersetzung um die Kontrollergeb .. 
nisse im Einzelnen findet in der Regel bereits im Rahmen der Kontrolltltigkeit 
vor Ort Im Betrieb statt. Eine sich daran anschließende schriftliche Auseinan· 
dersetzung stellt in der Praxts eher d~n Ausnahmefall dar, der voraussichtlich 
10 nicht mehr als 10% der Kontrollen eintreten wj'rd. 
ludem kann zur Verfahrenserleichterung eine Anhörung bereits im Rahmen 
der Kontrolle mOnd'ich durchgefOhrt werden. Ist der verantworfliche Lebens­
mitteIunternehmer nicht anwesend, kann ein Anhörungsschreiben zurGckge­
lassen werden, um Portokosten zuspsren. 

e) Nach § 7 Satz 1 stellt dIe zuständige BehÖrde das Dokument dem 
Lebensmittelunternehmer In schriftlicher Form zur VerfOgung. 

Aufwand: Sehr geringl da automatisiertes Verfahren. Es entstehen Portokos­
tan und geringfOgige Kosten fOr den Farbausdruck. Diese Kosten sind in einer 
150/0igen Kostenpauschale enthalten. die außerdem noch die voraussichtlich 
entstehenden Kosten filr mittelbare Gesetzesfolgen umfasst. 

1) Nach § 8 Absatz 1 Sa1Z 2 hat die zuständige BehOrde - nach Ablauf der 
freiwilligen 38-monati~en Phase - die Kontrollergebnisse ZUSltzlichselbst 
unter Nennung des LebensmlttehJnlemehmers . und der Betriebsstätte Ober 
das Internet oder in sonstiger Weise öffentlich zugänglich zu machen,. 

Aufwand: Das land beabsichtigt selbst, eine landesweite Plattform zum Kon­
troUbarometer einzurichten (Entwictdungskosten 75.000 EI jährliche Betriebs­
kosten 30.000 E),in die die KreisordnungsbehOrden Ihre Ergebnisse"jneinem 
automatisierten Verfahren einstellen. Es Ist geplant, dass in einem Bearbei-

. tungsschrift das Kontrotlbarometer ausgefertigt und gleichzeitig das Ergebnis 
an das LANUV übermittelt wird. 

Sofern die automatisierte Obermitttung nicht erfolgen sollte, besteht die Pflicht 
der Aktuarisierung durch die Behörde lediglidl einmal WOchenUich. 

g) § 9 sieht die Durchtnhrung %Us.tzlicher Kontro'len unter bestimmten Voraus­
setzungenauf Antrag und auf Kosten des Lebensmitteluntemehmers vor. 
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Aufwind: Abhängig von Bettiebegr6ße und Kontrollumfang (z. T. auch Fahrt­
zeiten) in Einzelfall, allerdings ist hier von vomherein ein KostenausgleICh 
vorgesehen. Außerdem wird nur ejn geringer Anteil der Betriebe. die laut Kon· 
lrollerg.bnis die Anfoi'derungen nur .,tellweisei! oder "unzureichend* erfOllen, 
eine solche Konb'Olle beantragen. Nach derzeitigem stand wird bei maximal 
20% der pro Jahr kontrollierten Betriebe festgestellt. dass sie die Anforderun­
gen nur .. teiJlNeise" oder uUnzureichendu erfOllen. Wenn. wie prognostiziert, die 
Betriebe durch das System Kontrollbarometer sich insgesamt verbessern, witd 
die Zahl der zusätzlichen Kontrollen, insbesondere nach Ablauf der EinfOh- _ 
rungsphase, dauerhaft sinken. Bereb mit dem Beginn der Pflichtphase Ist da­
von tlU$Zugehen, dass nur noch 10% der pro Jahr kontrollierten Betriebe die 
Anforderungen nur "teilweise" oder "unzureichend". erfüllen, von denen maxi .. 
mal 20% die gebOhrenpftichtige zusätzliche Kontrolle beantragen werden. 

h) Nach § 10 kann die zustlndige Behörde die notwendigen Anordnungen und 
Maßnahmen treffen, die zur Beseitigung festgestellter Verstöße oder zur Ver­
,hutung kOnftlger Verstöße gegen Verschriften des Gesetzes erfofdertleh sind. 

Aufwand: Abhlngig von Umständen des Einzelfalls; allerdings ist aUfgrund 
allgemeiner Erfahrungen und angesichts des Umstandes. dass ohnehin nur 
ein Teil der schlecht bewertete.n Betriebe die Motivation haben dürfte, e.ine 
Veröffentlichung ihres Kontrollergebnisses zu vereiteln. davon auSz.ugehen t 

dass nicht mehr als max. 2% der Betriebe Anlass für ein entsprechendes 
behOtdliches Eingreifen geben. Die Möglichkeit, eine zusätzliche Kontrolle zu 
beantragen, dOrfte die Erforderlichkeit filr behördliche Anordnungen ebenfarls 
reduzieren. 

o Hjnzuko~men kann der Aufw~nd tor etwaige Ktageverfahren. Dieser Aufwand 
witd aßerdings auf sehr wenige Einzertälle beschrankt bleiben, da zu erwarten 
ist, dass vor den Gerichten nur einzelne Musterverfahren geführt werden mit 
dem Ziel, die Verfassungsmißigkeit des Gesetzes insgesamt gerichtlich Ober­
profan zu lassen. Das land hat zugesagt, die Kosten fOr solche Musterverfah­
ren tor die Kommunen zu übernehmen. 
Das Risiko von Klagen gegen die FeststeHung von Mangeln bzw. die daraus 
resultierende Punktebewertung ist aus der Erfahrung der Praxis zu vernach­
lässigen. Durch die Vorschaltung der 36--monatlgen freiwilligen Phase, den 
dadurch bedingten Gewöhnungseffekt und die prognostizierte. auf den Erfah­
rungen der Pilotprojekte in< Bielefeld und Duisburg beruhende, stetige VerbeS-
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servng der KontFollergebnlsse wtrd sich die KonfllktwahrscheinNchkeit voraus. 
sichtlich auf einem sehr niedrigen Niveau bewegen. 

2. KOItenfolgeablchitzung nach 13 KonnexAG: 

a) Regetmlßige Tätigkeiten. 

Ausgehend von der Risikoeinstufung gemlß AW ROb und den jährlichen Beriohten 
d~ Kommunen Ober dia durchgeführten Kontrollen Ist davon ~uszugehent dass von 
den etwa 150.000 Lebensmfttetbetrieben in NRW bis zu 65% pro Jahr kontroUiert 
werden. also etwa 97.500 Betriebe. Da die Betriebe teilweise mehrfach kontrolliert 
werden, finden pro Jahr fnsgesamt 127.000 Kontrollbesuchen staU. Auch wenn die . 
maximale Kontrollfrequenz drei Jahre beträgt, sollten In der EinfOhrungsphase tot alle 
150.000 Betriebe Kontroltbarometer ausgestellt werden. 

Das dem Komrollbarometer zu Grunde liegende Beurteilungssystem tor amtliche 
Betriebskontro'len knüpft an das bereits in NRW praktizierte Verfahren der amUichen' 
LebensmittelDberwachung an. Seit 2007 führen die tOr die LebensmittelOberwa~ung 
zUStlndigtm Behörden nach Maßgabe der AW ROh des Bundes amtliche Betriebs­
kontrollen durch. Das Ergebnis der Betriebskontrolle bildet die Grundlage fOr die zu 
dokumentierende RiSikobeurtellung und··Risikoeinstufung eines lebensmittelbetrie­
bes. Dabeiwerden unter anderem die Merkmale .Verhalten des Lebf;tnsmittelunter­
nehmers", "Verlässkhkelt der EIgenkontrollen" und .Hygienamamlgemenf nach ein­
heitlichen, in der AW ROb beschriebenen Kriterien beurteilt Die Ergebnisse werden 
nach Maßgabe des Gesetzentwurfs auf der Grundlage des von der Verbraucher­
SChutzministerkonferenz entwickelten Transparenzmodells bewertet und in einer zu· 
sammenfassenden graphischen DarsteDung abgebHdet. Das MKUlNV geht - wie 
bereits oben unter Nr. 1 dargelegt - nicht davon aus, dass die Gestaltung des Kon­
trollbarometers im Einzelnen einen wesentlich höheren Aufwand für die Behßrden 
verursachen wird; im Obrigen soll durch EDV-technische Anpassungen seitens der 
Betreuungsfirma sichergestellt werden, dass hierzu den KommunalbehOrden ein ein­
heitliches bzw. einheiUieh bedienbares System zur Verftlgung steht, das die Arbeits- ' 
schritte bis hin zur Veröffentlichung Im Jntemet, soweit teChnisch möglidl, automa­
tisiert. 

Zudem ist der durch das neue Gesetz den Behörden entstehende Aufwand durch 
Erkenntnisse. die mittlerweile in den Sladten Bielefeld und Duisburg mit dein Pilot­
projekt "KOBRA" gewonnenen wurden, In Bezug auf die Nummern 1.8) bis d) gut ' 
abach.tmar. In den hekten Städten haben sich im Projektverlauf ongefihr 60% der 
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Betriebe verbessert. Daraus kann man mit aDer Vorsicht ableiten, dass sich für 10% 

der BetrIebe auch die Kontrollfrequenl verringert hat. so dass mit Beginn der Pflicht­
phase nur noch mit 114.300 Kontrollen pro Jahr gerechnet wird. Jn Belug auf das 
Anhörungsverfahren (Buchstabe cf) besteht der Unterschied allein dann. dass es beJ 
der Anhörung im Rahmen des Pilotprojekts darum ging, das Kon1rollergebnis an die 
Verbraucherzentrate NRW weiterzuleiten. DemgegenQber betrifft die An h6rungim 
Zusammenhang mit dem neuen Gesetz die VeröffentUcliung des Ergebnisses im lri­
ternet und durch den Unternehmer selbst durch Aushang. Der behördliche Aufwand 
dQrfte in beiden Fillen mitlich vergleichbar sein. 

Zu diesen aufgeführten Tätigkeiten kommen lediglich die Veröffentnchung durch die 
Behörde im Internet sowie die Versendung der Kontrollbarometer-Urkunden (Nr. 1.e 
und f) hinlu, die nicht Bestandteil des Pilotprojekts waren. 

FOr alle nach dem KTG vorgesehenen Tltigkeiten ist gemäß dem aktuellen Richt .. 
werte-Runderlass des MIK ein Stundensatz von 57 Euro zugrunde zu legen, da nach 
Auskunft des Landesverbandes der lebensmittelkontroMeure slmUiche, Tltigkeiten 
der LebensmittefkontroJleure und Lebensmittelkontrolleurinnen dem mittleren Dienst 
zuzuordnen sind. Die %.B. bei großen oder problema1ischen Betrieben praktlzJerte 
Begleitung durch einen Sachverständigen Ist schon jetzt Oblich und wird sich durch 
das Kontrollbarometer nicht nennenswert verAndem. 

b} Zusl~he Kosten 

- Veröffentlichung des Kontrollbarometers im Internet (nach Ablauf der freiwilli­
gen 36-monatigen Phase): 
Die erstmalige Einrichtung entsprechender Portale Im Intemet worde fUr die 
zuständigen Behörden einen einmaligen Zusatz8ufwand bedeuten. Das land 
beabsichtigt, selbst eine landesweite Plattform lurn KontrOllbarometer einzu... 
richten, in die die Kreisordnungsbehörden ihre Ergebnisse in einem automati­
sierten Verfahren einstellen. so dass hier kein zusätzlicher Aufwand tor die 
Kommunen entsteht. 

• zusätzliche kostenpfliChtige Kontrollen gem. § 9 auf Antrag des Lebensmittel­
unternehmers: 
In den ersten 36 Monaten. in denen das Kontrollbarometer für die Betriebe 
freiwillig ist. wird bereits eine deuttiche VerbeSserung der Beanstandungs­
quote eintreten. Es ist davon auszugehen, dass zu Beginn der Pflichtphase 
nicht mehr als 2% der Unternehmer Anlass haben und davon Gebrauc,h ma-
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chen werden, eine, zusätzliche Kontrolle durchfUhren zu lassen. Dies fOhrt zu 
rnax. 1.950 zuSitztichen Kontrollen pro Jahr. O~ eine zusätzliche amttlche 
Kontroile stets in engem zeitlichen Zusammenhang zur Regelkontrolle erfofg~ 
beträgt deren Dauer im Schnitt nicht ·mehr als 60 Minuten. ~u dem zugrunde 
gelegten Stundensatz von 57 Euro kommt der Aufwand für die Weg&trecke. 
der pauschal 20 Euro betragt. hinzu. FOr die ErsteJlung und Versaidung eines 
neuen KontroHbarometers faflen weitere 15 Euro an. In der Summe ergibt JIch 

im Einzelfall somit ein Betrag von 92 Euro. Insgesamt ergibt sich somlt fOr 
1.950 Betriebe ein Aufwand von 179.400 Euro. Dieser Aufwand wird jedoCh in 
voner Höhe durch GebQhren ausgeglichen. Es ist beabsjchtigt, fUr die Durch­
fOhrung der zusätzlichen Kontrollen und die Ausatenung zusätzlicher Kontroll­
barometer GebQhrentarifstellen einzurichten. Die Höbe dJeser GebOhren wird 
den Zeitaufwand fOr die zusltzllche Kontrolle nach Stundensatzen abbilden 
und damit eine Kostendeckung sicherstenen. 

• notwendige Anordnungen und Maßnahmen zur Beseitigung festgestellter oder 
zur VerhOtung kOnftiger Verstöße (§ 10): 
Es ist davon auszugehen, dass mit Beginn der PfHchtphase nicht mehr als 2% 
der Unternehmer Verstoße gegen das Gesetz begehen werden, die Anlass fOr 
behördliche Maßnahmen bieten. Dies fQhrt zu max.1.950 behördlichen Maß.. 
nahmen pro Jahr. Da es hierbei stets um gleichartige Verstoße geht, entsteht 
in der Regel ein Aufwand von nicht mehr als 60 Minuten Bearbeilungszeit und 
somit ein jährlicher Aufwand von 111.150 Euro. 

- Kosten fOr Rechtsstreitigkeiten: 
Nach der freiwilligen EinfOhrungaphase - also nach Ablauf der 36 Monate 
nach Inkrafttreten des Gesetzes - ist nicht auszuschließen, dass einzelne 
Unternehmer aus grundsätzlichen Erwlgungen gegen das Kontrollbarometer 
den Rechtsweg beschreiten werden. Mit UnterstDlzung von Verbänden wie 
DEHOGA oder Bll Wird es hierbei auf einzelne Musterklagen hinauslaufen. 
Bei dem Pilotprojekt mit der VZ NRW in Bielefeld und Ouisburg liegt die Quote 
der Betriebet die sich einer Musterkrage angeschlossen haben, bei 5 %. Bei 
dem Gesetz Ober das Kontrollbarometer wird diese Quote deutlich geringer 
ausfallen. ZUm einen erfolgt die Tätigkeit der zu$tändigen BehOrde auf einer 
ausdrOcklich hierfür vorgesehenen gesetzlichen Grundlage und zum anderen 
haben die Betriebe die Möglichkeit einer zusätzlichen Kontrolle. um ein 
schlechtes Ergebnis zeitnah wieder ausgleichen zu können, was die Klagebe­
rebehalt weiter senkt. Es ist daher nach Ablauf der EinfUhrungsphase mit 
nicht mehr als 5 Musterverfahren zu rechnen. Wegen der recht8politischen 
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Die I<ostenfolgeabschltzung vom Februar 2018 zu diesemGesetzesvorha~ 
ben, das derzeit im Landtag beraten wird. kommt im Ergebnis zu einem jähr­
lichen Minderaufwand von 675.000 Euro. 

- Gesetz zur Änderung wasser- und wasserverbandsrechUictler Vorschriften 
vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016 S. 559): 

Die Gemeinden und GemeindeverbInde werden mit 1~7.000 € (§ 38 Absatz 3 . 
Wasserversorgungskonzept>, 5.900 E (§ 57 Anzeige Kanalnetz), 500.000 E 
(§ 74 Gewässerkonzept) und 140.000 € (§ 81 Statusbericht) zusatztich belas­
tet. Der Aufwand kann aber Ober kostendeckende GebDhren umgelegt wer­
den. Diese sind gemaß § 3 Absatz 4 KonnexAG in Abzug zubringen. Im Er .. 
gebnis liegt aufgrund der Verrechnung der Mehrkosten mit den kostendecken­
den Gebühren keine Mehrbelastung vor (vgl. § 3 Absatz 6 KonnexAG). 

Oie kommunalen Spitzenverbinde haben den KostenfolgeabschlfZungen zu 
den beideh O.g. Vorhaben zugestimmt. 

4. Abttlmmung mit den kommuna'en Spltzenvetbinden 
In einem Konsensgesprlch am 08.08.2016 gemäß § 1 Absatz 4 KonnexAG Obe.r die 
K08tenfolgeabschätzung des MKULNV haben sich das Ministerium und die kommu­
nalen Spitzenverbände (Städtetag und Landkreistag NRW) nicht auf eine 
gemeinsame Sichtweise zu all~n kostenrelevanten Punkten verstlndigen können. 
Die kommunalen Spitzenverbinde haben in ihrer ROckAußerung zum ProtokoU des . 
Konsensgesprlches ausdrOcklich betont. dass sie noch keine abschti8Bende 
Stellungnahme gemäß § 8 KonnexAG abgeben kOnnen, weil sie zunächst die 
Kostenfolgeabschätzung mit ihrer Mitgliedschaft rückkoppeln wollen und dafür einen 
Zeitraum von 6 bis 8 Wochen benötigen. Die Beanspruchung einer solchen Frist 
findet keine Grundlage im KonnexAG. 

Es besteht Djssens über vier Punkte: 
. 1. Darstellung des J(ontrollergebnis8e$ 
2. Erfordernis der Ausweitung des 4-Augen-Prinzips in nennenswertem Umfang 
3. Berechnungsgrundtagen (u.a. geschätzter Zeitaufwand und Zahl der 

EinzeJfIUe) fUr die Kostenfolgeabschälzung 
4. Belastung der Kreisordnungsbeh6rden beim VOllzug des Gesetzes über das 

Verbandsklagerechts und Mitwirkungsrechte für anerkannte tierschutzvereine 
(TIerschutzVMG) 
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